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— Drucksache 12/4233 — 


Künftige Asyl- und Flüchtlingspolitik 


Die geplante Neuregelung des Asyl- und Flüchtlingsrechtes wirft zahl- 
reiche Fragen auf. 


Vorbemerkung 

1. Der nach dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und F.D.P. zur Änderung des Grundgesetzes (GG) vom 
19. Januar 1993 (Drucksache 12/4152) vorgesehene neue Arti- 
kel 16 a GG bestimmt u. a., daß bei Beibehaltung des Indivi- 
dualgrundrechts der Gesetzgeber „sichere Drittstaaten" und 
„sichere Herkunftsstaaten" bezeichnen kann. 

Sichere Drittstaaten im Sinne dieser Regelung sind - neben den 
Mitgliedstaaten der EG - europäische Staaten, in denen die 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers des Innern vom 23. Februar 
1993 übermittelt. 
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Anwendung der Genfer Flüchtlingskonvention (GK) und der 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) sicherge- 
stellt ist. Danach muß insbesondere gewährleistet sein, daß 
Ausländer, die sich auf ihre Flüchtlingseigenschaft berufen, 
dort 

— nicht politisch verfolgt werden, 

— nicht den Vorschriften der Europäischen Menschenrechts- 
konvention zuwider einer unmenschlichen oder erniedri- 
genden Behandlung ausgesetzt sind, 

— nicht den Vorschriften der Genfer Flüchtlingskonvention 
zuwider in ihren Herkunftsstaat abgeschoben werden und 

— die Möglichkeit haben, sich an der Grenze oder im Hoheits- 
gebiet des betreffenden Staates mit einem Schutzersuchen 
an die dortigen Behörden zu wenden. 

Diese Kriterien entsprechen einem von den EG-Einwande- 
rungsministern beschlossenen Kriterienkatalog. 

Nach Artikel 16a Abs. 3 Satz 1 GG (E) können europäische und 
außereuropäische Staaten als sichere Herkunftsstaaten be- 
stimmt werden, bei denen aufgrund der Rechtslage, der 
Rechtsanwendung und der allgemeinen politischen Verhält- 
nisse gewährleistet erscheint, daß dort weder politische Verfol- 
gung noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder 
Behandlung stattfindet. 

Maßstab für die Prüfung ist ein Kriterienkatalog, der sich an 
dem Kriterienkatalog anderer europäischer Staaten bei der 
Einstufung von Ländern als „safe cöuntries" und den von den 
für Einwanderungsfragen zuständigen Ministem der EG-Mit- 
gliedstaaten auf ihrer Tagung am 30. November/1. Dezember 
1992 angenommenen Schlußfolgerungen betreffend Länder, in 
denen im allgemeinen keine Verfolgungsgefahr besteht, aus- 
richtet und folgende Kriterien enthält: 

— Höhe der Anerkennungsquote in den vergangenen Jahren, 

— allgemeine politische Lage 

(u. a. demokratische Struktur des Staates, unabhängige 
Gerichtsbarkeit, Mehrparteiensystem, Recht auf freie Mei- 
nungsäußerung), 

— Achtung der Menschenrechte 

(u. a. Beachtung der Grundsätze der internationalen Men- 
schenrechtsübereinkünfte, insbesondere VN-Konvention 
über die zivilen und bürgerlichen Rechte, EMRK und VN- 
Konvention gegen Folter), 

— Bereitschaft des Herkunftsstaates, unabhängigen internatio- 
nalen Organisationen zur Überwachung der Menschen- 
rechtslage Zutritt zu seinem Hoheitsgebiet zu gewähren, 

— Stabilität des Landes 

(u. a. Prognose, daß mit wesentlichen Veränderungen in 
nächster Zukunft nicht zu rechnen ist). 
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2. Die „sicheren Drittstaaten" oder „sicheren Herkunftsstaaten" 
sind durch den Gesetzgeber festzulegen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. sind sich mit der 
Bundesregierung darin einig, daß von den Staaten, die diese 
Kriterien erfüllen, nur wenige gesetzlich festgelegt werden 
sollen. 

3. Der von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. 
gemeinsam ausgearbeitete Gesetzentwurf, mit dem diese Staa- 
ten bestimmt werden, sieht daher als sichere Drittstaaten nur 
die Staaten 

Österreich 

Polen 

Schweiz und 
Tschechische Republik 

vor. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. halten darüber hinaus 
im Gesetzgebungsverfahren die Prüfung für erforderlich, ob 
noch einige andere Staaten auf genommen werden sollten; 
hierzu wird auf Anlage I dieses Gesetzentwurfs Bezug ge- 
nommen. 

Als sichere Herkunftsstaaten sieht der Entwurf 

Bulgarien und 
Rumänien 


vor. 

Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. stimmen darin 
überein, daß die Staaten 

Polen 

Slowakische Republik 
Tschechische Republik und 
Ungarn 

vorbehaltlich einer weiteren Überprüfung im Gesetzgebungs- 
verfahren als sichere Herkunftsstaaten auf genommen werden. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. halten darüber hinaus 
im Gesetzgebungsverfahren die Prüfung für erforderlich, ob 
noch einige andere Staaten auf genommen werden sollten; 
hierzu wird auf Anlage II dieses Gesetzentwurfs Bezug ge- 
nommen. 

Weder für die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. noch 
für die Bundesregierung bestand und besteht bei dieser Sach- 
lage die Notwendigkeit, Untersuchungen hinsichtlich sämt- 
licher Staaten über deren Praxis bei der Anwendung der Gen- 
fer Flüchtlingskonvention und der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention, der verfahrensrechtlichen Ausgestaltung des 
nationalen Verfahrens zur Feststellung der Flüchtlingseigen- 
schaft etc. oder zur Frage politischer Verfolgung durchzu- 
führen. 
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1. Welche Staaten haben die Genfer Konvention zur Rechtsstellung 
von Flüchtlingen und/oder die Europäische Menschenrechtskon- 
vention unterzeichnet? 


a) Folgende Staaten haben die GK und das New Yorker Zusatz- 
protokoll vom 31. Januar 1967 ratifiziert (Stand: 22. Oktober 
1992): 

Ägypten, Albanien, Algerien, Angola, Äquatorialguinea, 
Argentinien, Äthiopien, Australien, Belgien, Belize, Benin, 
Bolivien, Botsuana, Brasilien, Burkina Faso, Burundi, Chile, 
China, Costa Rica, Cote d'Ivoire, Dänemark, Deutschland, 
Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ED Salvador, 
Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Ghana, Grie- 
chenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Heiliger 
Stuhl, Honduras, Iran, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, 
Japan, Jemen, Jugoslawien, Kanada, Kamerun, Kap Verde (nur 
Protokoll), Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Lesotho, Libe- 
ria, Liechtenstein, Luxemburg, Madagaskar (nur GK), Malawi, 
Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Monaco (nur GK), 
Mosambik, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nige- 
ria, Norwegen, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Para- 
guay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Ruanda, Rumänien, 
Sambia, Samoa (nur GK), Sao Tome und Principe, Schweden, 
Schweiz, Senegal, Seschellen, Sierra Leone, Simbabwe, Slowe- 
nien, Somalia, Spanien, Sudan, Suriname, Swasiland (nur 
Protokoll), Tansania, Togo, Tschad, Tschechoslowakei, Tune- 
sien, Türkei, Tuvalu, Uganda, Ungarn, Uruguay, Venezuela 
(nur Protokoll), Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten von 
Amerika (nur Protokoll), Zaire, Zentralafrikanische Republik, 
Zypern. 

b) Für die nachfolgenden Staaten gilt die EMRK: 

Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frank- 
reich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Liechtenstein, 
Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, 
Portugal, San Marino, Schweden, Schweiz, Slowakische Repu- 
blik, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Ver- 
einigtes Königreich, Zypern. 


2. Welche dieser Staaten stellen die Anwendung dieser Konventionen 
sicher? 


Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. 

Im übrigen wird folgendes bemerkt: 

Nach Artikel 35 Abs. 1 GK hat das Amt des Hohen Kommissars 
der Vereinten Nationen für Flüchtlinge (UNHCR) die Aufgabe, 
die Durchführung der Bestimmungen der Genfer Flüchtlingskon- 
vention zu überwachen. Um die Einhaltung der Verpflichtungen 
aus der EMRK sicherzustellen, sind nach Artikel 19 EMRK die 
Europäische Kommission für Menschenrechte und der Euro- 
päische Gerichtshof für Menschenrechte errichtet worden. 
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3. Werden in allen diesen Staaten (zu Frage 2) individuelle Verfahren 
zur Feststellung der Asyiberechtigung und mindestens eine unab- 
hängige Instanz zur Überprüfung der Bescheide gewährleistet, 
wenn nein in welchen nicht? 

4. Können Flüchthnge eine Überprüfung einer ablehnenden Entschei- 
dung in dem Zufluchtsland betreiben? 

5. Welche dieser Staaten (zu Frage 2) gewähren Flüchtlingen, die 
über sog. sichere Drittstaaten eingereist sind, dennoch ein Asylver- 
fahren? 


Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. 


6. Wird die Einreise aus sicheren Drittstaaten von diesen Ländern (zu 
Frage 2) bei bloßem Gebietskontakt als gegeben angesehen oder 
die Tatsache, daß die Flucht in dem Drittstaat beendet war? 


Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. 

Nach der von den für Einwanderungsfragen zuständigen Mini- 
stern der EG -Mitgliedstaaten auf ihrer Tagung am 31. November 
und 1. Dezember 1992 angenommenen Entschließung zu einem 
einheitlichen Konzept in bezug auf Aufnahme drittländer reicht 
der bloße Gebietskontakt aus, das heißt der Ausländer muß die 
Möglichkeit gehabt haben, sich an der Grenze oder im Hoheits- 
gebiet des betreffenden Staates mit einem Schutzersuchen an die 
Behörden dieses Landes zu wenden. Zu der Entschließung be- 
stehen noch Parlamentsvorbehalte Dänemarks und der Nieder- 
lande sowie ein verfassungsrechtlicher Vorbehalt der Bundes- 
republik Deutschland, der nach Inkrafttreten der Grundgesetz- 
änderung (Artikel 16 a GG E) zurückgenommen werden soll. 


7. Welche Staaten erkennen Asylentscheidungen anderer Staaten an? 

Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. 

Das Schengener Übereinkommen und das Dubliner Übereinkom- 
men gehen insoweit von einer Anerkennung ablehnender Asyl- 
entscheidungen' der Vertragsstaaten aus, als bei einem in einem 
anderen Vertragsstaat gestellten Zweitantrag grundsätzlich der 
Staat des ersten Asylverfahrens zuständig und der Ausländer in 
diesen Staat zurückzuüberstellen ist. 


8. Welche Kriterien müssen Staaten, deren Asylentscheidungen aner- 
kannt werden, erfüllen? 


Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. 

Im Rahmen des Schengener und des Dubliner Übereinkommens 
ist ausreichend, daß der erste Asylantrag im Einklang mit der GK 
geprüft wurde. 
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9. Bei welchen Staaten erscheint es der Bundesregierung derzeit auf- 
grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen 
politischen Verhältnisse gewährleistet, daß in diesen Staaten poli- 
tische Verfolgung, unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung 
oder Behandlung nicht stattfindet? 


Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. 


10. Wird diese Einschätzung von den Flüchtlingsorganisationen ge- 
teilt? 


Bei der Aufnahme der sicheren Drittstaaten in den Gesetzentwurf 
sind die in der Vorbemerkung genannten Kriterien unter Heran- 
ziehung der von den Behörden des Bundes gewonnenen Erkennt- 
nisse, von Rechtsprechung sowie von Materialien des UNHCR 
und internationaler Menschenrechtsorganisationen untersucht 
worden. 


11. Aus welchen Staaten existieren Direktflüge in die Bundesrepublik 
Deutschland? 


Es bestehen bis Ende März 1993 (Winterflugprogramm 1992/93), 
folgende Flugliniendienste von/nach der Bundesrepublik 
Deutschland: 

Ägypten, Albanien, Algerien, Antigua und Barbuda, Argentinien, 
Äthiopien, Australien, Bahrain, Bangladesh, Belgien, Bolivien, 
Brasilien, Brunei, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Dominika- 
nische Republik, Ecuador, Estland, Finnland, Frankreich, Ghana, 
Griechenland, Indien, Indonesien, Iran, Irland, Island, Israel, Ita- 
lien, Japan, Jamaika, Jemen, Jordanien, Kamerun, Kanada, 
Kenia, Kolumbien, Demokratische Volksrepublik Korea, Republik 
Korea, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lettland, Libanon, Litauen, 
Luxemburg, Malaysia, Malediven, Malta, Marokko, Mauritius, 
Mexiko, Namibia, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Nor- 
wegen, Österreich, Pakistan, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, 
Portugal, Rumänien, Rußland, Sambia, Saudi-Arabien, Schweden, 
Schweiz, Seschellen, Simbabwe, Singapur, Slowakische Repu- 
blik, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Syrien, 
Tansania, Thailand, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, 
LFkraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Arabische 
Emirate, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten von Amerika, 
Vietnam, Weißrußland, Zypern. 


12. Aus welchen Staaten mit den höchsten Anerkennungsquoten (Bun- 
desamt und Verwaltungsgerichte) von Asylbewerbern und Asylbe- 
werberinnen der letzten fünf Jahre gab es jeweils Direktflüge in die 
Bundesrepublik Deutschland, und aus welchen nicht? 


Die Anerkennungsquoten von Asylbewerbern aus den folgenden 
Staaten liegen bedeutend über dem Durchschnitt: 

Volksrepublik China, Laotische Demokratische Volksrepublik, 
Iran, Irak, Myanmar, Libyen, Afghanistan und Sri Lanka. Es be- 
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steht Linienflugverkehr von/nach Deutschland mit China, Iran 
und Sri Lanka. Flugdienste zwischen Irak und Deutschland wur- 
den aufgrund der Golfkrise eingestellt und bisher nicht wieder 
aufgenommen. Flugdienste zwischen Libyen und Deutschland 
sind ab Frühjahr 1992 aufgrund des Luftfahrtembargos eingestellt 
worden. 


13. Für welche anderen Verwaltungsverfahren ist der Amtsermitt- 
lungsgrundsatz eingeschränkt, so wie es in den Vereinbarungen 
zur Asyl- und Flüchtlingspolitik bei den verfahrensrechtlichen 
Maßnahmen unter der Ziffer 1 c) vorgesehen ist? 


Die in den Ergebnissen der Verhandlungen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. in Ziffer Ic) vorgesehene Einschrän- 
kung des Amtsermittlungsgrundsatzes betrifft nur Verfahren des 
vorläufigen gerichtlichen Rechtsschutzes bei offensichtlich unbe- 
gründeten Asylanträgen. 

Der Gesetzgeber hat im übrigen außerhalb des Asylrechts in 
zahlreichen Fällen den Nachweis von Tatsachen durch den Betei- 
ligten in den Rang eines Tatbestandsmerkmals der jeweiligen 
Norm erhoben. 

In diesen Fällen tritt die Rechtsfolge der Norm erst ein, wenn der 
Beteiligte nachweist, daß bestimmte Tatsachen vorliegen. Bei 
einem Unterlassen des Nachweises ist die Behörde wegen der 
dadurch bewirkten Einschränkung des Amtsermittlungsgrundsat- 
zes nicht verpflichtet, eigene Ermittlungen anzustellen. 

Auch in den Fällen, in denen der in § 24 Abs. 1 des Verwaltungs- 
verfahrensgesetzes (VwVfG) verankerte Amtsermittlungsgrund- 
satz gilt, findet die Sachaufklärungspflicht nach herrschender 
Auffassung dort ihre Grenze, wo die Mitwirkungslast der Beteilig- 
ten einsetzt (vgl. § 26 Abs. 2 Satz 1 VwVfG). Insbesondere ist die 
Verwaltung nicht gehalten, von sich aus allen überhaupt denk- 
baren Erkenntnismöglichkeiten nachzugehen, wenn der Betei- 
ligte eine ihm mögliche und zumutbare Mitwirkung, etwa in Form 
sachdienlicher Hinweise, unterläßt. 

Für im Ausland belegene Sachverhalte kommt folgendes hinzu: 
Kein Staat darf außerhalb seiner Staatsgrenzen auf fremdem 
Gebiet ohne Zustimmung des anderen Staates hoheitsrechtliche 
Befugnisse wahrnehmen. Daher sind deutschen Behörden auch 
Sachverhaltsermittlungen unter Inanspruchnahme hoheitlicher 
Befugnisse im Ausland ohne Einverständnis des jeweiligen Staa- 
tes verwehrt. 


14. Wann wird die Bundesregierung die personellen und organisatori- 
schen Voraussetzungen schaffen, um eine Bearbeitung von Asyl- 
anträgen in angemessener Zeit zu gewährleisten? 


Aufgrund des Haushalts 1993 stehen dem Bundesamt für die An- 
erkennung ausländischer Flüchtlinge 5 549 Stellen zur Ver- 
fügung. Nach dem. Stand vom 4. Januar 1993 sind 2 181 Stellen 
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besetzt und für 1213,5 Stellen schriftliche Einstellungszusagen 
gegeben worden. 

Sobald alle Mitarbeiter eingestellt sind, können Anträge von 
465 000 Asylbewerbern durch das Bundesamt für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge in angemessener Zeit entschie- 
den werden. 

Die Gewinnung und Einarbeitung qualifizierter Einzelentscheider 
und Infrastrukturpersonal bindet bereits eingearbeitete Kräfte in 
nicht unerhebhchem Ausmaß und führt folglich anfangs zur Ver- 
zögerung in der Bearbeitung von Asylanträgen. 


15. Wann und in welchem Umfang wird die Bundesregierung Unter- 
künfte in freiwerdenden Liegenschaften des Bundes zur Verfügung 
stellen, um Länder und Gemeinden wirkungsvoll zu entlasten? 


Der Bund stellt den Ländern und Gemeinden bereits seit 1991 frei- 
gewordene, früher militärisch genutzte Liegenschaften für die 
Unterbringung von Asylbewerbern, später auch von Flüchthngen 
aus dem ehemaligen Jugoslawien, zur Verfügung. 

Grundsätzlich wird für diesen Zweck jedes von den Ländern/ 
Gemeinden als geeignet angesehene und für den Bund entbehr- 
liche Konversionsgrundstück vermietet. Der monatliche Pauschal- 
mietzins beträgt höchstens 2 DM/qm Gebäudenutzfläche; er kann 
darunter hegen, wenn dies die Ortsüblichkeit oder sonstige Um- 
stände zulassen. Bis Ende 1992 hatte der Bund auf diese Weise 
Liegenschaften mit einer Bettenkapazität von rd. 46 000 Plätzen 
zur Verfügung gestellt. 


16. Wie soll die inhaltliche Aufnahme von Flüchtlingen bei einem 
eigenständigen Aufenthaltsstatus für Bürgerkriegs- und Kriegs- 
flüchthnge geprüft werden? 


Die Fraktionen haben sich auf eine besondere Aufnahmeregelung 
für Ausländer aus Kriegs- und Bürgerkriegsgebieten geeinigt 
(§ 32 a AuslGE). Danach wird in der jeweiligen von Bund und 
Ländern beschlossenen Aufnahmeregelung der aufzunehmende 
Personenkreis durch abstrakt-generelle Kriterien bestimmt, insbe- 
sondere durch die Bezeichnung des Herkunftsgebietes. 


17. Wer entscheidet darüber? 


Die Festlegung der abstrakt-generellen Aufnahmevoraussetzun- 
gen obliegt der einvernehmhchen Entscheidung von Bund und 
Ländern, die Ausführung der Aufnahmeregelung den nach dem 
Ausländergesetz für die Erteilung von Aufenthaltsgenehmigun- 
gen zuständigen Behörden. 


18. Gibt es die MögÜchkeit, einen ablehnenden Bescheid überprüfen 
zu lassen? 
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Gegen die Versagung einer Aufenthaltsgenehmigung durch die 
Ausländerbehörde ist der Widerspruch, gegen einen ablehnenden 
Widerspruchsbescheid sowie gegen die Versagung eines Visums 
durch eine Auslandsvertretung ist gerichtlicher Rechtsschutz nach 
den Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung gegeben. 


19. Was geschieht mit Flüchtlingen aus Bürgerkriegs- und Kriegsgebie- 
ten, wenn die Zahl der bereits aufgenommenen Flüchtlinge den 
festgelegten Aufnahmekontingenten entspricht? 


Zweck der Kontingentierung ist die quantitative Begrenzung der 
Aufnahme von Ausländern aus dem jeweiligen Kriegs- oder Bür- 
gerkriegsgebiet, d. h. weitere Ausländer aus dem Gebiet, für das 
das Kontingent gebildet wurde, werden nur aufgenommen, falls 
ein neues Kontingent gebüdet wird. Unberührt bleiben andere 
ausländer- und asylrechtliche Vorschriften, nach denen Aufent- 
halt zu gewähren ist. 


20. Wie hoch soll nach Meinung der Bundesregierung das Aufnahme- 
kontingent für Bürgerkriegs- und Kriegsflüchtlinge im Jahr 1993 
sein? 


Es ist keine Regelung vorgesehen, jährlich Kontingente für die 
Aufnahme von Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlingen festzulegen. 


21. Wie soll die Kostenverteilung zwischen dem Bund, den Ländern 
und den Gemeinden nach Ansicht der Bundesregierung erfolgen? 


Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. haben dazu am 
6. Dezember 1992 in den Ergebnissen der Verhandlungen zu Asyl 
und Zuwanderung vereinbart: 

„Über Fragen der Aufteilung der sich daraus (Ziffern 1 bis 6 
[Anm.: das sind die Vereinbarungen zu Kriegs- und Bürger- 
kriegsflüchtlingen]) ergebenden finanziellen Konsequenzen im 
Sinne einer Aufteilung zwischen Bund, Ländern und Gemein- 
den wird ein Einvernehmen im Zuge der Beratungen über die 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen angestrebt. " 


22. Mit welchen Kosten werden die Gemeinden bis zu einer Vertei- 
lungsregelung belastet? 


Bis zu einer Vereinbarung über die Aufteüung der Kosten zwi- 
schen Bund, Ländern und Gemeinden werden die Kosten wie 
bisher getragen. 

Es liegen keine Angaben über die Höhe der bis dahin von den 
Gemeinden zu tragenden Kosten vor. 
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23. Welche Initiativen wird die Bundesregierung ergreifen, um eine 
wirksame Fluchtursachenbekämpfung auf nationaler und europäi- 
scher Ebene einzuleiten? 


Die weltweite Flüchtlingsproblematik und ihre Auswirkungen auf 
die Bundesrepublik Deutschland haben die Bundesregierung ver- 
anlaßt, die verschiedenen Felder der Migrationspolitik in der 
„Flüchtlingskonzeption der Bundesrepublik Deutschland" vom 
25. September 1990 darzustellen und neue Lösungsansätze auf- 
zuzeigen. Die Bekämpfung der Flucht- oder Migrationsursachen 
bildet dabei einen wichtigen Aspekt. Zu diesem Zweck wirken 
auswärtige Politik (vor allem durch Förderung des Weltfriedens 
und der Menschenrechte), Entwicklungszusammenarbeit sowie 
Unterstützung wirtschaftlicher und gesellschaftspolitischer Refor- 
men zusammen. 

Modellprojekte, die in den osteuropäischen Hauptherkunftslän- 
dern von Asylbewerbern durchgeführt werden, enthalten gezielte 
Maßnahmen zur Begegnung von Massenabwanderungen. Ein 
Mittel hierzu sind Hilfen zur beruflichen Qualifizierung von Rück- 
kehrern und Ortsansässigen in den Hauptabwanderungs- 
gebieten. 

Auf europäischer Ebene konzentriert die Bundesregierung ihre 
Bemühungen, zu einer abgestimmten Migrationspolitik zu gelan- 
gen, auf den Kreis der Schengener Vertragsstaaten und der Mit- 
gliedstaaten der EG. Im Vordergrund steht hierbei die Harmoni- 
sierung der Sichtvermerks- und Asylpolitik. 

Die Bundesregierung bemüht sich darüber hinaus, mit allen euro- 
päischen Staaten zu einer abgestimmten Migrationspolitik zu 
gelangen. 

Ein erster Schritt hierzu war die Wiener Wanderungskonferenz 
vom 24. und 25. Januar 1991, an der erstmals alle europäischen 
Staaten teilgenommen haben. In der Schlußerklärung wird als 
wichtigster Grundsatz die gegenseitige Rücksichtnahme und Un- 
terstützung der europäischen Staaten bei der Bewältigung von 
Migrationsfragen genannt. Mehrere internationale Arbeitsgrup- 
pen befassen sich seitdem mit Detailfragen wie Abstimmung der 
Visa- und Asylpolitik zwischen den Herkunfts-, Transit- und Ziel- 
ländern von Migranten. 
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